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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Bard und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1433 — 


Prozeßführung der Vertretung der Bundesrepublik Deutschland vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 


Der Bundesminister der Justiz - 947012 - 4 E (262) - hat mit 
Schreiben vom 22, Mai 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Wirklichkeit die Arbeits- 
richter, jedenfalls in Hamburg, nach wie vor überlastet, während 
gleichzeitig viele fertig ausgebildete Juristen arbeitslos sind, so daß 
die 21. Kammer des Arbeitsgerichts Hamburg nach Scheitern des 
Sühnetermins am 20. Februar 1984 die streitige Verhandlung für 
November 1984 terminiert hat? Was gedenkt gegebenenfalls die 
Bundesregierung zu tun, um diesen Mißstand zu ändern? 


Wie sich aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte in der Sache Buchholz vom 6. Mai 1981, dem Proto- 
koll der mündüchen Verhandlung vom 27. Januar 1981 und den 
Dokumenten 

— veröffentücht in: Pubhcations of the European Court of Human 
Rights (Carl Heymanns-Verlag, Köln) Series A: Jugdments and 
Decisions, Vol. 42, § 39; Series B: Pleadings, Oral Arguments 
and Documents, Vol. 37, S. 97 f., 112, 115 — 

ergibt, hat die Bundesregierung die ihr vom Senator für Arbeit, 
Jugend und Soziales der Freien und Hansestadt Hamburg über- 
nüttelten Statistiken über den Arbeitsanfall und dessen Erledi- 
gung bei den mit der Sache Buchholz befaßten Arbeitsgerichten 
in dem dafür relevanten Zeitraum (1974 bis 1979) vor gelegt. 

Für Auskünfte über den derzeitigen Arbeitsanfall beim Arbeits- 
gericht Hamburg und Maßnahmen zur Beseitigung einer etwai- 
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gen Überlastung ist nicht die Bundesregierung, sondern die Freie 
und Hansestadt Hamburg zuständig. 


2. Erscheint es der Bundesregierung als vertretbar, bei einer beanstan- 
deten Überlänge eines Arbeitsgerichtsprozesses vor europäischen 
Instanzen selbst wiederholt um Fristverlängerungen nachzusuchen 
und in der mündlichen Verhandlung zu bitten, Material nachreichen 
zu dürfen? 

In der Sache Buchholz ist um Verlängerung der Äußerungsfrist 
nachgesucht und diese von der Europäischen Kommission für 
Menschenrechte gewährt worden, um im Schriftsatz der Bundes- 
regierung das erst nach der zunächst gesetzten Frist den Parteien 
am 5. April 1978 zugestellte Urteil des Landesarbeitsgerichts noch 
verwerten zu können (vgl. a. a. O. Series B, S. 39). Es entspricht 
der Praxis, daß Fragen, die erst im Verlaufe der mündhchen 
Verhandlung gestellt werden, auch nach dieser schrifthch beant- 
wortet und Dokumente, die erst in der mündhchen Verhandlung 
angefordert werden, auch nach dieser im Original vorgelegt oder 
Fotokopien gefertigt und nachgereicht werden können. Unter den 
25 nachgereichten Dokumenten befanden sich im übrigen sechs 
von Rechtsanwalt Dr. Dr. Sojka beim Arbeits- bzw. Landesarbeits- 
gericht eingereichte und sieben ihm von diesen zugestellte 
Schreiben, also 13 Dokumente, die auch er selbst in der mündli- 
chen Verhandlung aus seinen Akten hätte übergeben können. 
Sieben Dokumente betrafen Zustellungsnachweise u. ä. und fünf 
zusätzhche vom Gerichtshof erbetene Statistiken (a. a. O. Series B, 
S. 113 ff.). 


3. Kann die Bundesregierung Aufschluß darüber erteüen, warum der 
Bundes] ustizminister weiß, daß durch die wiederholten Fristver- 
längerungen der Termin zur mündlichen Verhandlung in der Sache 
Barthold vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
nicht hinausgeschoben wird? 


Wie alle Vertragsstaaten ist auch die Bundesregierung über sämt- 
liche beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte anhän- 
gigen Sachen und dessen vorläufige Terminplanung unterrichtet. 


4. Was gedenkt die Bundesregierung zu veranlassen, um ähnliche 
Verzögerungen in Menschenrechtssachen vor europäischen Instan- 
zen seitens der Vertretung der Bundesrepublik Deutschland zu ver- 
meiden? 


Wie bei anderen Gerichtsverfahren sind auch in Menschenrechts- 
beschwerdesachen Verzögerungen unvermeidhch, z. B. wenn die 
Akten nicht verfügbar sind, weil sie von den mit einer Sache 
befaßten Gerichten oder anderen Behörden benötigt werden, 
wenn Stellungnahmen von mehreren Behörden und Gerichten 
eingeholt werden müssen oder Äußerungsfristen und mündhche 
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Verhandlungen in mehreren Beschwerdesachen oder die Herstel- 
lung von Übersetzungen längerer Äußerungen Zusammentreffen. 

Das Bundesministerium der Justiz ist im Rahmen seiner personel- 
len Mögüchkeiten bemüht, Verzögerungen zu vermeiden bzw. 
gering zu halten. 


3 



Druck; Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


